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Zwischen den Beteiligten besteht
ji

in welcher Höhe der Rentenmehrbetr

für die Zeit vom 13 Juni 1955 an z:

Die Klägerin bez0g seit April 1944/

ruhegeld aus der Rentenversicherung

1955 beantragte sie die Gesamtleist

versicherung und der Rentenversiché

Berufsunfähigkeit und Invalidität

der nach ihrer Ansicht unrichtig be

klagte setzte daraufhin den Rentenn

C1>.)

Rente der Klägerin vom lo Dezember

(an Stelle des bis dahin gewährten

monatlich fest9 lehnte aber im übri

der Rente ab (Bescheid vom 30601955

malige Prozeßbevollmächtigte der KV

an den Präsidenten der Beklagten v
Nach weiterem Schriftwechsel erkann

der Klägerin auf die Gesamtrente a

1955 (später geändert: vom 10 Juni‘

monatlich fest° Hierbei berechnete?
‘8‚65 DM monatlich (Bescheid Vom

6°■

\

In einem an den Präsidenten der Beä

vom l6° November 1956 bemüngelté de

der Klägerin u„aa die Berechnung de

darauf hin, daß er schon in einem f

terleitung der Akten an das SoZialg
klagte sah dieses Schreiben als Kla

zember 1956 dem Sozialgericht vor°

tzt noch Streit darüber?

g zur Rente der Klägerin

gewähren ist°

Oktober 1946 ein Alters—

der Angestellten° Im Mai

ung aus der Angestellten—

rung der Arbeiter wegen

owie die Neufeststellung

rechneten Renten Die Be—

1ehrbetrag zu der bisherigen

1954 an in Höhe von 149——DM

Rentenmehrbetrags von 6„—- DM)

gen eine neue Feststellung

)" Hiergegen erhob der da—
agerin in einem Schreiben

m 90 Juni 1955 Vorstellungen?

te die Beklagte den Anspruch

und setzte diese vom 10 Juli

1955) an in Höhe von 104‚40 DM
sie den Rentenmehrbetrag mit
101956)°

legten gerichteten Schreiben

Er frühere Prozeßbevollmächtigte
is Rentenmehrbetrags und wies

rüheren Schreiben um die Wei;

ericht gebeten habe„ Die Be—

ge an und legte es am 140 De—

Das Sozialgericht Berlin wies die Klage als unzulässig ab? weil

die Klägerin den Bescheid vom 3° Ju

gefochten und gegen den Bescheid vo

sondern nur Gegenvorstellungen bzw„

beim Präsidenten der Beklagten erho

ni 1955 nicht rechtzeitig an—
! 6„ November 1956 keine Klage9FDienstaufsichtsbeschwerde

an habe (Urteil vom 210201957)
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Mit der Berufung machte die Klägerin u„a° geltend7

ihre Klage hätte nicht als unzulässig abgewiesen werden

dürfen? weil sie rechtzeitig Klage erhoben habe„ Schon

ihr Schreiben an den Präsidenten der Beklagten vom
90 Juni 1955 habe eine Klage enthalten; diese habe sie

später auch aufrechterhalteno '

Das Landessozialgericht Berlin verwarf die Berufung als
unzulässig: Die Berufung betreffe nur (den Rentenbeginn

und) die Höhe der Rente für bereits abgelaufene Zeit—
räume9 weil sich der Rentenmehrbetrag auf die Höhe der

Rente nur bis zum Dezember 1956 auswirke° Die vom

10 Januar 1957 an nach den Vorschriften des Angestell—

tenversicherungs—Neuregelungsgesetzes umgestellte Rente

der Klägerin enthalte den Rentenmehrbetrag nicht mehr°

Die — nicht zugelassene — Berufung sei deshalb nach

5 146 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG — ausgeschlossen„

Einen wesentlichen Mangel des Verfahrens (@ 150 Nr° 2
SGG) habe die Klägerin nicht gerügto Das Sozialgericht

habe die Klage mit Recht als unzulässig angesehenc Von

den früheren Schreiben, die der damalige Prozeßbevoll—

'mächtigte der Klägerin an den Präsidenten der Beklagten

gerichtet habe, könne allenfalls dasjenige vom 203 Juli

1956 als Klage angesehen werden° Zu dieser Zeit sei aber

der Bescheid vom 30 Juni 1955 bereits bindend gewesen°

Das Schreiben vom 16° November 19567 das sich gegen den
Bescheid vom 60 November 1956 wende, enthalte eindeutig
eine Dienstaufsichtsbeschwerde und könne nicht in eine

Klage umgedeutet werden° Eine Klage gegen den letztge-

nannten Bescheid habe die Klägerin erst in der mündlichen
Verhandlung vor dem Sozialgericht am 210 Februar 1957 und

deshalb verspätet erhoben (Urteil vom 5„1O„1958)°

Das Landessozialgericht ließ in seinem Urteil die Revision

nicht zu° Die Klägerin legte gegen das ihr am 220 Oktober

1958 zugestellte Urteil am 21° November 1958 Revision ein

mit dem Antrag9

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils nach

ihren zuletzt gestellten Anträgen zu erkennen„JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Sie begründete die Revision am 22} Dezember 1958: Das Landes—

sozialgericht habe die Grenzen des Rechtsder freien Beweis—

würdigung überschritten‚ weil es ‘as Schreiben des früheren

Prozeßbevollmächtigten der

Klägerin

vom 16° November 1956 zu
Unrecht nicht als Klage angesehenLhabe„ Mindestens sei die

Klage in der mündlichen Verhandlu g vom 210 Februar 1957 er—

hoben worden, und zwar noch rechtzeitig9 weil die Rechtsmittel—

belehrung im Bescheid vom 60

Nove£ber

1956 unrt■tig gewesen und

die einmonatige Rechtsmittelfrist deshalb nicht in Lauf gesetzt

worden sei„ Auch habe man der

KläLerin

das rechtliche Gehör ver—
sagt; ihr damaliger Prozeßbevollmächtigter sei nicht zu der

mündlichen Verhandlung vor dem Landessozialgericht geladen

worden°

Nachdem sich im Laufe des Revisionsverfahrens ein Teil der

Revisionsanträge der Klägerin in 1er Hauptsache erledigt hat?

worüber zwischen den Beteiligten Einverständnis besteht9 ver—
folgt die Klägerin jetzt noch den Antrag, ihr den Rentenmehr—

betrag nach 5 3 des Rentenmehrbet agsgesetzes (BMG) über den

10 Juni 1955 hinaus zuzusprechenj

Die Beklagte beantragte‚

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise9 sie als unbegründet zurückzuweiseno
1

Die Revision ist form— und fristg recht eingelegt und ordnungs-

mäßig begründet worden; ihre

Stat1haftigkeit

hängt — weil das

Landessozialgericht die Revision nicht zugelassen hat — davon

ab9 ob ein wesentlicher‘Mahgel imeerfahren des Landessozial—

gerichts gerügt worden ist und tatsächlich vorliegt (55 162

Abs° 1 Nr° 2, 164 Abs° 2 SGG;
BSGi

1 So 150)° Dies ist der
Falle

Das Landessozialgericht ist

zutrelfend

davon ausgegangen9 daß

nach @ 146 SGG an sich ausgeschlo

streit (damals) den Rentenbeginn ind Rente für bereits abge—

die Berufung der Klägerin gegen die Urteil des Sozialgerichts

‘sen war, weil der Rechts—

1aufene Zeiträume betraf° Dabei m cht es keinen Unterschied?

_ 5 _.
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_ 5 _

ob das Landessozialgericht @ 146 SGG in seiner ursprüng—

lichen oder in der durch das Zweite Änderungsgesetz zum

‚see vom 25: Juni 1958 '(BGBL I s 409) geänderten Fas—

sung anzuwenden hatte, weil der Zulässigkeit der Be—

rufung jede der beiden Gesetzesfassungen entgegenstand°

Mit Recht hat das Landessozialgericht danach geprüft?

ob das Verfahren des Sozialgerichts an einem wesent—

lichen Mangel litt und ob die Berufung aus diesem Grun—

de zulässig war (@ 150 Nr° 2 SGG)° Wie das Landessozial—
gericht nicht verkannt hat, hätte die Rüge der Klägerin9

das Sozialgericht habe ihre Klage zu Unrecht als unzu—

lässig abgewiesen‚ durchgreifen müssen? wenn eine Klage

fristgemäß erhoben worden ist„ War dies nämlich der Fall?

hätte also das Sozialgericht statt der Prozeßabweisung '
ein Sachurteil erlassen müssen, so war sein Verfahren mit

einem wesentlichen Mangel behaftet9 der die — sonst ausm

geschlossene — Berufung der Klägerin nach 5 150 Nr„ 2 SGG

zulässig dachte„

Wenn die Klägerin mit der Revision nunmehr geltend macht9

das Landessozialgericht habe bei der ihm obliegenden Prü—

fung, ob das Verfahren des Sozialgerichts an einem wesent—

lichen Mangel litt7 selbst gegen wesentliche Verfahrens—

grundsätze verstoßen7 läuft ihr Vorbringen darauf hinaus?

das Landessozialgericht habe zu Unrecht nicht in der Sa—

che entschieden„ Damit beanstandet die Klägerin nicht

etwa nur den sachlichen Inhalt des angefochtenen Urteils;

bei ihrem Vorbringen handelt es sich vielmehr um eine Ver—

fahrensrüge; indem die Klägerin geltend macht? das Be—

rufungsgericht habe die Voraussetzungen für die richtige

Art seines Tätigwerdens bei der Urteilsfindung — nämlich

die Voraussetzungen für die Erlassung eines Sachurteils —
verkannt, bezeichnet sie gerade das Verfahren des Landes-

sozialgerichts als fehlerhaft° Wie das Bundessozialgericht

schon mehrfach entschieden hat, leidet das Verfahren des

Berufungsgerichts dann an einem wesentlichen Mangel9 wenn

es eine Berufung als unzulässig verworfen hat? obwohl es‘
nach richtiger Auffassung in der Sache selbst zu ent—
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scheiden gehabt hätte, oder wenn äs_eine vom Sozialgericht zu
Unrecht ausgesprochene Prozeßabweisung bestätigt hat und aus

diesem Grunde nicht zu einem Saclurteil gekommen ist (BSG° 1

So 283; 4 SO 172 und S, 200; SozRolBlc Da 3 Nro 21 zu 5 162
SGG)O } 1 '

Danach hängt die Entscheidung des Fechtsstreits davon ab, ob

das Landessozialgericht zu Recht angenommen hat, die Klage

sei unzulässig gewesen° In dieser \insicht kommt in Betracht,

wie die Schreiben auszulegen sind, die der frühere Prozeß—
bevollmächtigte der Klägerin an de‘ Präsidenten der Beklagten

gerichtet hat und aus denen nach Meinung der Klägerin die Ord-

nungsmäßigkeit ihrer Klagerhebung lervorgehto Das Landessozial—

gericht hat die einzelnen Schreibeh daraufhin geprüft, ob sie

nach ihrem Inhalt als Klage im
Sinhe

der @@87 ff, SGG aufzu—

fassen sind, Es ist davon ausgegangen, daß bei Schreiben, die

an die Verwaltung gerichtet sind und die eine Unzufriedenheit

des Absenders mit einem Bescheid
dheser

Verwaltung ausdrücken,

nach den Umständen des einzelnen ialles zu prüfen ist, ob der

Absender die nochmalige Überprüfuh‘ des Bescheids durch die

Verwaltung oder die Nachprüfung

du■ch

das Gericht oder beide

Arten der Nachprüfung nebeneinande‘ will° Trotz dieses an sich

richtigen Ausgangspunktes hat das Landessozialgericht aber nicht

die richtigen Schlußfolgerungen gezogen und bei seiner Ent—

scheidung allgemeine Erfahrungssätze außer acht gelassen°

Es kann dahinstehen, ob bereits dih Schreiben, die der frühere

Prozeßhevollmächtigte der Klägerinäan den Präsidenten der Be—

klagten gerichtet hat und die den Bescheid der Beklagten vom

50 Juni l955 betrafen, eine Klage
hum

Inhalt hatten° Jedena

falls muß dies bei dem Schreiben des Prozeßbevollmächtigten

vom 16° November 1956 angenommen werden° Dieses Schreiben nimmt

ausdrücklich auf den vorausgegangehen Bescheid der Beklagten

vom 6, November 1956 Bezug, in dem‘die Gesamtrénte für die

Klägerin festgesetzt worden war„ In diesem Schreiben wird u„ac

die Berechnung des Rentenmehrbetrags zu dieser Rente bemängelt

und beanstandet, daß die Beklagte Pie Akten nicht schon — ent-
sprechend einer früher gegebenen Aufforderung — dem Sozial— '

- 7 _
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gericht zur Entscheidung vorgelegt habe° Das Schreiben

ist zwar an den Präsidenten der Beklagten gerichtet und

nimmt zum Teil auch auf den früheren Schriftwechsel Be—

zug, dies schließt aber nicht aus, das Schreiben als

eine Klage anzusehen, zumal in der Rechtsmittelbeleh—

rung, die der Bescheid vom 6„ November 1956 enthält9

ausdrücklich vermerkt war‚ die Klage könne auch bei

der Beklagten erhoben werden? was sich zur Beschleuni—

gung des Verfahrens empfehle° Demgegenüber ist es nicht

entscheidend, daß das Wort "Klage" in dem fraglichen

Schreiben nicht ausdrücklich gebraucht ist und daß von

dem damaligen Prozeßbevollmächtigten der Klägerin — wenn

es sich um eine Klage handelte — eine genauere Aus—

drucksweise erwartet werden konnten Das SGG enthält

für Form und Inhalt der Klage keine zwingenden Vor—

schriften; soweit 5-92 SGG bestimmte Erfordernisse

nennt, handelt es sich um bloße Sollvorschriften‚ deren

Verletzung die Wirksamkeit einer Klagerhebung nicht be—

einträchtigt° Entspricht eine Klage nicht diesen Er—

fordernissen, so hat der Gerichtsvorsitzende nach @106
SGG darauf hinzuwirken, daß sie in die richtige Form ge—

bracht wird und daß alle hierfür notwendigen Erklärungen

abgegeben werden„ Dies gilt auch dann„ wenn der Kläger

durch einen Rechtskundigen als Prozeßbevollmächtigten

vertreten ist° Auch die Beklagte hat das bei ihr ein—

gegangene Schreiben vom 16° November 1956 als Klage

angesehen; sie hat dieses Schreiben mit einer Abschrift

ihres Bescheids vom 60 November 1956, mit einer Klag—

erwiderung und mit den Vorgängen dem Sozialgericht zur
Entscheidung vorgelegt° Schließlich hat in der münd—

lichen Verhandlung vor dem Sozialgericht der klägeri—

sche Prozeßbevollmächtigte auf Frage des Gerichts er—
klärt, sein Schreiben vom 160 November 1956 stelle eine

Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom 60 November

1956 dar„
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+Danach kann aber das Schreiben vom 16° November 1956 sehr wohl

als Klage angesehen werden° Die Annahme des Landessozialgerichts‚

das Schreiben stelle "eindeutig"
eine

an den Präsidenten der

Beklagten gerichtete
Dienstaufsicitsbeschwerde

dar? die nicht

als Klage aufgefaßt werden könne? berücksichtigt nicht hin—

reichend die Umstände des Falles und dürfte nicht mehr als im

Rahmen der freien Beweiswürdigung des Gerichts liegend ange—

sehen werden° Die Auffassung des Dandessozialgerichts läßt die

allgemeine Erfahrung außer Betracht? daß der Absender eines
Schreibens, das einen Bescheid des Versicherungsträgers be—

trifft und die Unzufriedenheit mit diesem Bescheid erkennen

läßt, eine möglichst umfassende Nachprüfung des Bescheids durch

diejenige Stelle erreichen will? don der er
glaubt, daß sie ihm

am ehesten zu seinem wirklichen oder vermeintlichen Recht ver—

helfen werde° Dies ist aber —
auch

wenn das Schreiben an den

VersiCherungsträger gerichtet ist]— regelmäßig das Gericht° Die

Annahme, daß ein Beschwerdeführer auf diese Nachprüfung durch

eine neutrale Stelle verzichten add sich allein mit der Be—

scheidung durch den Versicherungstrager begnügen will9 kann

zwar
unter besonderen Umständen

g3rechtfertigt

sein° Solche

besonderen Umstände; sind aber ben der Klägerin nicht hin—

reichend dargetan° Im allgemeinenikann in einem an den Ver—

sicherungsträger gerichteten und ‘essen Bescheid angreifenden

Schreiben kein Verzicht auf die I anspruchnahme des Gerichts

erblickt werden° Ein solches

Schräiben

ist vielmehr in der —
Regel als Klage aufzufassen° Dem Hat in richtiger Erkenntnis

die Beklagte.Rechnung getragen? indem sie das Schreiben vom

16° November 1956 nach @ 91 Abs„ ä SGG an das Sozialgericht

abgegeben hat° Daß auch die Klägehin das Schreiben so be-

handelt wissen wollte, ergibt sich aus den Erklärungen? die
ihr Prozeßbevollmächtigter in der]mündlichen Verhandlung vor

dem Sozialgericht am 21° Februar 1957 abgegeben hatc

\
Da das Schreiben vom 16° November 1956 bei der Beklagten un—
streitig innerhalb der Klagefristxeingegangen ist? gilt diese

Frist nach 5 91 Abs° 1 SGGals gewahrt° Das Landessozialgericht
hätte deshalb in der vom Sozialgericht ausgesprochenen Prozeß—

abweisung einen wesentlichen Verfahrensmangel erblicken und

l“
_9_1 ' ‘
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nach Aufhebung des erstinstanzliohen Urteils entweder

selbst in der Sache entscheiden oder den Rechtsstreit

an das Sozialgericht zurückverweisen müssen (@ 159 SGG)„

Weil es die Rechtzeitigkeit der Klagerhebung, die eine

Prozeßvoraussetzung bildet‚ hiernach unter Überschreitung

der seinem Ermessen gezogenen Grenzen unzutreffend beur—

teilt hat und deshalb nicht zu einer Sachentscheidung ge—

kommen ist‚ ist das Verfahren des Berufungsgerichts fehler—

haft° Dieser Mangel, den die Klägerin ordnungsgemäß ge—

rügt hat, macht die Revision statthaft9 ohne daß es hier—
für noch auf die weiteren in der Revisionsbegründung be—

haupteten Verfahrensmängel ankommt„

Die Revision der Klägerin ist auch begründet° Das Urteil

des Landessbzialgerichts beruht auf dem genannten Ver—

fahrensverstoß„ Das angefochtene Urteil muß deshalb auf—

gehoben werden° Der Senat kann in der Sache nicht selbst

entscheiden‚ weil bisher keine Tatsachen festgestellt wor—

den sind° Der Rechtsstreit muß vielmehr — soweit er nicht

erledigt ist — vom Landessozialgericht erneut verhandelt

und entschieden werden°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

des Landessozialgerichts vorbehalten°
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